
Basierend auf der deutli-
chen Bestätigung des
Zivildienstmodells

durch das Ergebnis der
Volksbefragung vom 20.
Jänner 2013 begannen im
Bundesministerium für Inne-
res Überlegungen, wie der
Stellenwert des Zivildienstes
in der Gesellschaft ausge-
baut werden könnte. Ein Mi-
nisterialentwurf wurde rasch
erstellt und einer breiten Be-
gutachtung unterzogen. Der
Gesetzesbeschluss des Na-
tionalrates erfolgte am 4. Juli
2013, die Novelle zum Zivil-
dienstgesetz (ZDG) wurde
am 2. August 2013 (BGBl. I
Nr. 163/2013) kundgemacht. 

Die ZDG-Novelle 2013
soll gewährleisten, dass auch
weiterhin Zivildienstleisten-
de Erfahrungen im sozialen
Bereich sammeln sowie ver-
stärkt wichtige fachliche
Kenntnisse und Fähigkeiten
erwerben und unter Beweis
stellen können. 

Einsatz entsprechend der
Qualifikation. Ein wesentli-
ches Ziel der Novelle war
die Schaffung der Möglich-
keit des einvernehmlichen
Einsatzes von Zivildienst-
leistenden entsprechend ih-
rer erworbenen Qualifikatio-
nen. Künftig wird es mög-
lich sein, dass Zivildienst-
leistende qualifizierte Tätig-
keiten ausüben können, so-
fern sie den Nachweis einer
Berufsberechtigung erbrin-
gen. 

Der Rechtsträger der be-
troffenen Einrichtung hat die
Art der Tätigkeit, den Nach-
weis über die Berufsberech-
tigung sowie das Einverneh-
men mit dem Zivildienst-
pflichtigen in einer schriftli-
chen Vereinbarung festzu-
halten. Die Unterlagen und
der Nachweis sind der Zivil-

dienstserviceagentur (ZISA)
zu übermitteln und bei der
Einrichtung für ein Jahr auf-
zubewahren. Diese Fälle
sind im Zivildienstbericht
gesondert auszuweisen. Ge-
setzlich wird diese Maßnah-
me begleitet durch die
Pflicht zur Beaufsichtigung
durch einen entsprechend
ausgebildeten Vorgesetzten.
Die ZISA wird den qualifi-
zierten Einsatz im Rahmen
der Zuweisung berücksichti-
gen. 

Ausbildungsbeitrag. Eine
weitere Attraktivierungs-
maßnahme ist die Möglich-
keit für bestimmte Einrich-
tungen, unter gesetzlich fest-
gelegten Voraussetzungen
einen Ausbildungsbeitrag
geltend zu machen. Voraus-
setzung ist, dass die Einrich-
tung dem Zivildienstpflichti-
gen einvernehmlich eine

Ausbildung in einem für den
Zivildienst anerkannten
Dienstleistungsgebiet anbie-
tet oder in Kooperation mit
Ausbildungseinrichtungen
ermöglicht. Die Kosten die-
ses einmaligen Ausbildungs-
beitrages werden vom BMI
und vom Bundesministerium
für Arbeit, Soziales und
Konsumentenschutz zu je 50
Prozent getragen und sind
mit 70 Prozent der Ausbil-
dungskosten bzw. 1.700
Euro begrenzt. 

Die absolvierte Ausbil-
dung oder absolvierten Aus-
bildungsteile sind nachzu-
weisen und der Zivildienst-
serviceagentur vorzulegen.
Durch Verordnung legt die
Bundesministerin für Inneres
im Einvernehmen mit dem
Bundesminister für Arbeit,
Soziales und Konsumenten-
schutz und dem Bundesmi-
nister für Gesundheit die in

Frage kommenden Arten der
Ausbildunge sowie das
(Mindest-)Stundenausmaß
fest. Der Ausbildungsbeitrag
ist bis Ende des Jahres 2017
befristet. Vor dem Ablauf
soll eine Evaluierung erfol-
gen, die als Entscheidungs-
grundlage für den Gesetzge-
ber dienen wird.

Kompetenzbilanz. Die im
ZDG verankerte Kompe-
tenzbilanz wird durch die
Novelle ausgebaut und er-
weitert, sodass Zivildienst-
leistende ihre während des
Zivildienstes erworbenen
Qualifikationen detailliert in
einer Kompetenzbilanz auf-
gelistet erhalten und gegebe-
nenfalls bei weiterführenden
Ausbildungen verwenden
können. 

Durch die attraktivierte
Kompetenzbilanz soll zu-
sätzlich die genaue Bezeich-
nung und das Stundenaus-
maß einer vom Rechtsträger
durchgeführten Einschulung,
Aus- und Fortbildung sowie
eine detaillierte Beschrei-
bung der praktischen Ver-
wendung im Dokument der
Kompetenzbilanz aufschei-
nen. 

Zur Sicherstellung ihrer
Einheitlichkeit wird die Aus-
gestaltung der Kompetenzbi-
lanz in einer Verordnung
festgelegt, die Verordnungs-
ermächtigung für die Bun-
desministerin für Inneres fin-
det sich in § 41 Abs. 2 ZDG.
Es wird genau bezeichnet,
welche Einschulungen, Aus-
und Fortbildungen der Zivil-
dienstleistende absolviert
hat. Auch der Beschreibung
der praktischen Tätigkeiten
kommt im Hinblick auf wei-
tere Ausbildungen in Beru-
fen der Dienstleistungsge-
biete des § 3 Abs. 2 ZDG
besondere Bedeutung zu.
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Zivildienst attraktiver gestalten
Mit 1. Oktober 2013 tritt eine Novelle des Zivildienstgesetzes in Kraft, die zahlreiche Attraktivierungs-

maßnahmen für Zivildienstleistende und Einrichtungen sowie einige Verwaltungsverbesserungen enthält. 

Dienstleistungen 
Der Zivildienstpflichti-

ge ist zu Dienstleistungen
heranzuziehen, die der zi-
vilen Landesverteidigung
oder sonst dem „allgemei-
nen Besten“ dienen und
den Zivildienstpflichtigen
ähnlich wie der Wehr-
dienst den Wehrpflichtigen
belasten; sie dürfen nicht
in der Anwendung von Ge-
walt gegen Menschen be-
stehen. 

Die Dienstleistungen
sind auf folgenden Gebie-
ten zu erbringen: Dienst in
Krankenanstalten, im Ret-
tungswesen, in der Sozial-
und Behindertenhilfe, in
der Altenbetreuung, in der
Krankenbetreuung, in der
Gesundheitsvorsorge, in

der Betreuung von Dro-
genabhängigen, Dienst in
Justizanstalten, in der Be-
treuung von Vertriebenen,
Asylwerbern und Flücht-
lingen sowie von Men-
schen in Schubhaft, Einsät-
ze bei Epidemien, in der
Katastrophenhilfe und im
Zivilschutz, Dienst in in-
ländischen Gedenkstätten
insbesondere für Opfer des
Nationalsozialismus, in der
Vorsorge für die öffentli-
che Sicherheit und die Si-
cherheit im Straßenver-
kehr, Tätigkeiten im Rah-
men der zivilen Landesver-
teidigung, in der Kinderbe-
treuung, in der Integration
oder Beratung Fremder
und Dienst in den Berei-
chen Umweltschutz und
Jugendarbeit.
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Anrechnung. Durch die
Möglichkeit der Anrechnung
einer mindestens zwölfmo-
natigen Tätigkeit nach dem
Freiwilligengesetz auf den
Zivildienst sollen Tätigkei-
ten nach dem Freiwilligen-
gesetz – also freiwilliges En-
gagement – und der Zivil-
dienst stärker verzahnt wer-
den. 

Wenn Zivildienstpflichti-
ge, die vor der Zuweisung
zum ordentlichen Zivildienst
mit einem nach dem Freiwil-
ligengesetz (FreiwG, BGBl.
I Nr. 17/2012) anerkannten
Träger eine Vereinbarung
über die Teilnahme an einem
durchgehend zwölf Monate
dauernden freiwilligen Sozi-
aljahr, freiwilligen Umwelt-
schutzjahr oder einem nicht
unter § 12b ZDG fallenden
Gedenkdienst, Friedens- und
Sozialdienst im Ausland
(Abschnitt 2 bis 4 FreiwG)
geschlossen haben und diese
Vereinbarung der Zivil-
dienstserviceagentur vorle-

gen, werden sie bis zur Voll-
endung ihres 28. Lebensjah-
res nicht zum Antritt des or-
dentlichen Zivildienstes he-
rangezogen. Weiters sieht
das Gesetz vor, dass Zivil-
dienstpflichtige, die bis zur
Vollendung des 30. Lebens-
jahres anhand eines vom
Träger ausgestellten Zertifi-
kats gegenüber der Zivil-
dienstserviceagentur nach-
weisen, freiwillig eine Tätig-
keit nach den Abschnitten 2
bis 4 des FreiwG ausgeübt
zu haben, nicht mehr zur
Leistung des ordentlichen
Zivildienstes herangezogen
werden.

Optimierungen. Der Zivil-
dienstserviceagentur wird es
mit der ZDG-Novelle 2013
möglich, Zuweisungsbe-
scheide bis zu drei Werktage
vor dem Antrittstermin zu
genehmigen. Voraussetzung
hierfür ist die Zustimmung
des Zivildienstpflichtigen.
Weiters kann die zulässige

Höchstanzahl der anerkann-
ten Zivildienstplätze um ma-
ximal zwei Plätze für bis zu
zwei Monate überschritten
werden. Dies ist im Anner-
kennungsbescheid des Lan-
deshauptmanns vorzusehen
und wird eine Erleichterung
in jenen Fällen bringen, in
denen Zivildienstpflichtige
noch eine „Restdienstzeit“
ihres ordentlichen Zivil-
dienstes (etwa nach einer be-
fristeten Befreiung) aufwei-
sen. Die neue Rechtslage er-
laubt – im angeführten Rah-
men – eine kurzzeitige Über-
schreitung der maximalen
Platzanzahl in einer Einrich-
tung. Im Rahmen der Ver-
waltungsvereinfachungen für
Behörden und Zivildienst-
leistende sind auch die Neu-
regelung für die Übermitt-
lung von Krankmeldungen
an die Bezirksverwaltungs-
behörden im Krankheitsfall,
die Verpflichtung der Ein-
richtungen, auch verspätete
Vorlagen von Krankmeldun-

gen unverzüglich der Zivil-
dienstserviceagentur zu mel-
den, sowie die Anpassung
der Bestimmungen über die
Nicht-Einrechnung von
Krankheitstagen im Falle der
Verletzung der Vorlage-
pflicht für Krankmeldungen
zu erwähnen. Letztendlich
kann künftig auch Zivil-
dienstleistenden – wie im
Heeresgebührengesetz vor-
gesehen – ein finanzieller
Härteausgleich zuerkannt
werden. 

Abgerundet wird die No-
velle mit einer Adaptierung
des Freiwilligengesetzes, mit
der auch im Bereich der Ret-
tungsdienste, die zunehmend
Leistungen im Bereich der
sozialen Dienste erbringen
und einen hohen Anteil an
freiwillig engagierten Perso-
nen aufweisen, ein freiwilli-
ges Sozialjahr gemäß dem
FreiwG absolviert werden
kann. Auch diese Maßnahme
ist vorerst bis 31. Dezember
2017 befristet.    Peter Andre
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ZDG-Novelle: Zivildienstleistende sollen künftig auch qualifizierte Tätigkeiten ausüben können, sofern sie den Nachweis einer
entsprechenden Berufsberechtigung erbringen.


